
teilung5. In jener frühen Periode des Sowjetstaats und 
des Sowjetgerichts stellt Lenin die Forderung der Ge­
setzlichkeit: „Mit Kultur für die Gesetzlichkeit kämp­
fen, keinesfalls aber die Grenzen der Gesetzlichkeit in 
der Revolution vergessen.“ Garantie der Gesetzlich­
keit — das wurde vor allem die Tätigkeit der Staats­
anwaltschaft, aber auch die breite Mitwirkung der 
Werktätigen an der Rechtsprechung.

Wir können feststellen, daß wir die Grundprinzipien 
des sozialistischen Gerichts bei uns verwirklichen — in 
den Formen und in dem Tempo, die durch die Etappen 
unserer Entwicklung bestimmt werden und wurden, vor 
allem durch das Hinüberwachsen der antifaschistisch- 
demokratischen Ordnung zur Arbeiter-und-Bauern- 
Macht, durch die Maßnahmen zur weiteren Demokrati­
sierung und die Maßnahmen zur weiteren Festigung der 
Arbeiter-und-Bauem-Macht. Die Partei der Arbeiter­
klasse, zunächst die KPD, nach der Vereinigung der 
Arbeiterparteien die SED, hat dem Entstehen eines 
neuen Rechts und dem Aufbau eines neuen demokra­
tischen Gerichts seit den ersten Tagen nach der Befrei­
ung von der Hitler-Barbarei große Aufmerksamkeit 
gewidmet. Wir gedenken aber besonders anläßlich des 
40. Jahrestages der Großen Sozialistischen Oktober­
revolution auch der Hilfe, die uns von den sowjetischen 
Juristen in den Rechtsabteilungen der sowjetischen 
Militärverwaltungen geleistet wurde. Wir erkennen 
heute, daß uns ihre Hinweise die Leninschen Lehren 
vom Gericht vermittelten. Sie sorgten dafür, daß 
deutsche Gerichte schon in den Mai-Tagen des Jahres 
1945 ihre Tätigkeit aufnahmen. Sie gaben ihre eigenen 
großen Erfahrungen kameradschaftlich an uns weiter, 
und wir können dankbar feststellen, daß wir heute viele 
Früchte ihrer Hilfe ernten.

Die Unabhängigkeit der Richter und die Gleichheit 
der Bürger vor dem Gesetz ist durch unsere Verfassung 
garantiert. Wir haben ein einheitliches Gerichtssystem 
geschaffen, das jedem Bürger übersichtlich den Zugang 

- zu den Gerichten erleichtert. — Die Tätigkeit der Volks­
beisitzer, unserer Schöffen, ist mit der Entwicklung 
unseres Staates und unserer Gerichte gewachsen. Sie 
bestimmen* weitgehend das Gesicht unserer Gerichte, 
und wir ziehen jetzt in Vorbereitung der Schöffenwahl 
des Jahres 1958 Bilanz über das Erreichte und bereiten 
neue Aufgaben vor. — In einem gradlinigen Prozeß hat 
sich die Staatsanwaltschaft der Deutschen Demokrati­
schen Republik nach Leninschen Prinzipien entwickelt.

Richter und Staatsanwälte stammen aus den Kreisen 
der Werktätigen. Von den 906 Richtern der DDR ent­
stammen 581 der Arbeiterklasse; die übrigen verteilen 
sich ihrer sozialen Herkunft nach wie folgt: 106 Ange­
stellte, 28 werktätige Bauern, 2 LPG-Bauern, 187 Ange­
hörige der Mittelschicht und 2 Kapitalisten. Von den 
917 Staatsanwälten entstammen 757 der Arbeiterklasse; 
die übrigen sind ihrer sozialen Herkunft nach: 66 An­
gestellte, 9 werktätige Bauern, 83 Angehörige der 
Mittelschicht, 2 Kapitalisten.

Wenn wir hier Vergleiche zu der Vergangenheit der 
Richter und Staatsanwälte der Bundesrepublik ziehen 
wollen, dann können wir uns auf die Feststellung be­
schränken, daß 374 aktiven Richtern und Staatsanwäl­
ten, die der Bonner Justiz dienen, 820 politische Morde 
nachgewiesen werden konnten, die sie im Dienste der 
faschistischen Justiz begangen haben. Es bedeutet blu­
tigen Hohn, wenn bei einer solchen Zusammensetzung 
der westdeutschen Richterschaft der Bundesminister 
der Justiz in einem Artikel über die Rechtsprechung in 
der Bundesrepublik von seinen Richtern fordert, daß 
„mit Gerechtigkeit die Duldsamkeit, mit Rechtlichkeit 
die Menschlichkeit, die menschliche Vornehmheit, Hand 
in Hand geht.“

Wir stehen nunmehr vor einer neuen Etappe in der 
Entwicklung unseres Gerichts zum sozialistischen Ge­
richt, zum Volksgericht: Das 33. Plenum des Zentral­
komitees der SED hat vorgeschlagen zu erwägen, zur 
Wahl aller Richter der Kreis- und Bezirksgerichte 
durch die Bezirkstage überzugehen. Bereits bisher 
wurden außer den Schöffen die Richter des Obersten 
Gerichts gewählt. Mit der Verwirklichung des neuen 
Vorschlags wird die Entwicklung der Gerichte der 
breiten Demokratie in der Entwicklung der anderen 
Organe unserer Staatsmacht entsprechen. Wir werden

uns damit der vollen Verwirklichung der Leninschen 
Prinzipien wieder um ein beträchtliches Stück nähern.

Der Inhalt der Tätigkeit unserer Justizorgane wird 
bestimmt durch das Prinzip der sozialistischen Gesetz­
lichkeit, für dessen strikte und parteiliche Durchsetzung 
wir in den vergangenen Jahren eine Reihe von Erfah­
rungen gesammelt haben und in dessen Bedeutung wir 
gerade im letzten Jahr, ausgehend vom XX. Parteitag 
der KPdSU, tief eingedrungen sind. Die sozialistische 
Gesetzlichkeit gewinnt ihren Inhalt vom Wesen der 
Diktatur des Proletariats. Für uns sind hier die Aus­
führungen des 1. Sekretärs der SED, Walter Ulbricht, 
auf dem 33. Plenum des Zentralkomitees der SED von 
besonderer Bedeutung. Sie erläutern den Zusammen­
hang, die innere Einheit, die in der sozialistischen 
Demokratie zwischen der Verteidigung der Arbeiter- 
und-Bauem-Macht und der aktiven Abwehr und der 
Unschädlichmachung aller derjenigen, die die DDR 
angreifen wollen, zwischen dem Kampf gegen rück­
ständige Gewohnheiten und Denkweisen und dem 
Kampf für neue menschliche Beziehungen besteht. 
Dies alles dient in seiner Gesamtheit dem Aufbau des 
Sozialismus, und in seiner Gesamtheit wird es auch 
mit durch das Strafrecht, das ein Instrument des Staa­
tes ist, verwirklicht.

Wir trennen diese Aufgaben nicht in ein Nebenein­
ander verschiedener Funktionen, der Unterdrückungs-, 
der Erziehungsfunktion, sondern wir sehen deren Ein­
heit bei der Durchsetzung der sozialistischen Demo­
kratie. Diese Einheit wurzelt aber im letzten im sozia­
listischen Humanismus, der sich bereits in den Worten 
des Vorsitzenden des Revolutionstribunals zur Zeit des 
Bürgerkrieges ausdrückt wie in unserem heutigen 
Kampf gegen das, was an Zerstörendem, an der Vor­
bereitung des Atomkrieges dienenden Verbrechen im 
Aufträge der NATO vorbereitet und angezettelt wird, 
wie auch in dem Streben, durch die Erziehung der 
Menschen zum Entstehen und zur Festigung neuer 
menschlicher Beziehungen beizutragen.

Das 33. Plenum hat schließlich noch ein wichtiges 
Prinzip des sozialistischen Staates und Rechts zum 
Ausdruck gebracht. In „Die nächsten Aufgaben der 
Sowjetmacht“9 sagt Lenin:

„Man fühlt, daß die aus der Zeit des Jochs der 
Gutsbesitzer und der Bourgeoisie übernommene 
Auffassung des Volkes vom Gericht als etwas 
Bürokratischem, Fremdem noch nicht endgültig 
überwunden ist. Es fehlt an der genügenden Er­
kenntnis, daß das Gericht ein Organ . . . der 
Macht des Proletariats und der armen Bauern­
schaft ist.“

Wir müssen feststellen, daß sich bei uns dieses Ver­
hältnis zum Gericht bei den verschiedenen Stellen so­
wohl des Staatsapparates wie der gesellschaftlichen 
Organisationen und auch bei einzelnen Menschen sehr 
lange gehalten hat und daß die Überwindung dieses 
Zustands in einem sehr langsamen Prozeß vor sich 
ging. Das 33. Plenum hat das Aktionsprogramm der 
SED bis zum Jahre 1960 aufgestellt. In dieses Aktions­
programm sind die Fragen des Rechts und der 
Justizorgane in sehr tiefgehender Weise einbezogen. 
Die hierin liegende Hervorhebung der Justizorgane als 
Machtorgane des Arbeiter-und-Bauern-Staates und die 
Betonung ihrer Bedeutung für die große Arbeit des 
sozialistischen Aufbaus durch die Partei der Arbeiter­
klasse wird die etwa noch vorhandene Abneigung 
gegenüber den Justizorganen und ihre Unterschätzung 
schnell überwinden und auch diesen Prozeß soziali­
stischer Entwicklung zum Abschluß bringen.

Die Leninschen Prinzipien werden die Richtschnur 
der Justizorgane der Deutschen Demokratischen Re­
publik sein. Kein Gerede vom „humanen Kommunis­
mus“ oder „demokratischen Sozialismus“ wird uns ab­
halten, in konsequentem parteilichem Handeln von 
unserer vorgeschobenen Bastian aus den wahren 
Humanismus und die Gesetzlichkeit des sozialistischen 
Gerichts zu verteidigen und zu verkünden.

In diesem Geist grüßen die Juristen der Deutschen 
Demokratischen Republik die Juristen der Sowjetunion 
zum 40. Jahrestag der Großen Sozialistischen Oktober­
revolution.

5 vgl. KPdSU in Resolutionen, a. a. O.
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6 Lenin, Ausgewählte Werke in 2 Bänden, Bd. 2, S. 382.


